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(3) Mit der Eintragung in das Register erhält die 
AWG Rechtsfähigkeit. Nach erfolgter Registrierung 
ist der AWG der Zulassungsbescheid zuzustellen.

§ 8

(1) Für jede AWG ist ein besonderes Registerblatt 
anzulegen. Die Registerblätter sind fortlaufend zu 
numerieren. Änderungen sind auf dem Registerblatt 
nachzutragen.

(2) Zu jedem Registerblatt ist eine Registerakte zu 
führen, in der das bestätigte Statut sowie die übrigen 
Unterlagen abgelegt werden.

(3) Die ersten Eintragungen in das Registerblatt 
sind nach den Angaben des Gründungsprotokolls vor­
zunehmen. Der Vorsitzende sowie die Mitglieder des 
Vorstandes der AWG haben unter Ziff. 3 des 
Registerblattes in Gegenwart des mit der Führung 
des Registers beauftragten Mitarbeiters beim Rat der 
Stadt bzw. Gemeinde eigenhändig zu unterschreiben.

(4) Jeder Wechsel des Sitzes und des Vorsitzenden 
der AWG ist dem Rat der Stadt bzw. Gemeinde zur 
Eintragung in das Register zu melden. Alle Ände­
rungen treten erst nach erfolgter Eintragung in das 
Register in Kraft.

§ 9

Gegen eine vom Rat der Stadt bzw. Gemeinde in 
bezug auf die Zulassung und Registrierung einer 
AWG getroffene Entscheidung kann die AWG inner­
halb von 14 Tagen nach Zustellung der Entscheidung 
beim Rat des Kreises Einspruch erheben. Dieser ent­
scheidet endgültig.

§ 10

Soweit sich nicht aus diesen Festlegungen über die 
Zulassung und Registrierung etwas anderes ergibt, 
gelten für das Verfahren hinsichtlich der Führung 
des Registers der AWG die Bestimmungen der Ver­
ordnung vom 15. Oktober 1952 über die Übertragung 
der Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(GBl. S. 1057) entsprechend.

Zu § 9 der Verordnung:

§ И

Die AWG erhalten zinslose Kredite für den Bau von 
Wohnungen, wenn sie

a) die erforderlichen Unterlagen gemäß der Ver­
ordnung vom 26. Juli 1962 über die Planung, 
Vorbereitung und Durchführung der Investitio­
nen (GBl. II S. 481) vorlegen, '

b) die notwendigen Eigenmittel vor Kredit­
inanspruchnahme einsetzen,

c) nachweisen, daß sie die neu zu bauenden Woh­
nungen nach den staatlich festgelegten Normen 
verteilen.

§ 12

(1) Die Kredite zur Finanzierung der Bauvorhaben 
der AWG werden durch die Sparkassen ausgereicht. 
Bei anderen Stellen als den Sparkassen dürfen Kre­
dite oder Schuldverpflichtungen durch die AWG nicht 
aufgenommen werden.

(2) Die Kreditanträge sind rechtzeitig vor Bau­
beginn von den AWG bei den Sparkassen einzu­
reichen.

(3) Bei der erstmaligen Antragstellung ist der Zu­
lassungsbescheid vorzulegen.

§ 13

(1) Die zinslosen Wohnungsbaukredite in Höhe 
bis zu 85 % der Baukosten werden durch die Spar­
kasse ausgereicht, in deren Zuständigkeitsbereich die 
Wohnungen gebaut werden.

(2) Der Kredit wird nach Fertigstellung der Woh­
nungen und Vorlage der Endabrechnung in ein erstes 
und ein zweites Darlehen aufgeteilt. Die Endabrech­
nung ist der Sparkasse innerhalb von 6 Monaten nach 
Fertigstellung der Objekte einzureichen.

(3) Das erste Darlehen wird gewährt in Höhe von 
20 % der Baukosten zuzüglich der erbrachten Eigen­
leistungen in Höhe von mindestens 15% der Bau­
kosten. Es ist durch die Sparkasse unkündbar.

(4) Das zweite Darlehen umfaßt den Rest des Ge­
samtdarlehens. Es ist mit 2% jährlich zu tilgen. Die 
Tilgung beginnt am 1. des auf den Bezug der Woh­
nungen folgenden Monats. Bis zur Vorlage der End­
abrechnung und der Darlehensfestsetzung sind vor­
läufige Tilgungsbeträge zu ermitteln. Die Tilgungs­
beträge werden durch die Sparkasse festgesetzt. Sie 
sind in vierteljährlichen Raten jeweils bis zum 15. 
des letzten Quartalsmonats an die Sparkassen zu 
zahlen.

(5) Die Kosten für den Einbau von Läden und 
sonstigen nicht Wohnzwecken dienenden Räumen 
innerhalb der Wohngebäude werden in vollem Um­
fange durch Erhöhung des zweiten Darlehens finan­
ziert.

(6) Baukosten, die den Betrag von 400,— DM je m2 
Wohnfläche übersteigen, werden in voller Höhe durch 
Gewährung eines Zusatzdarlehens zum zweiten Dar­
lehen finanziert, das im Anschluß an die Rückzahlung 
des zweiten Darlehens zu tilgen ist.

§ 14

(1) Für Genossenschaftsanteile, die noch nicht fällig 
sind, aber zur Bauftnanzierung benötigt werden, 
können die AWG einen zinslosen Kredit in Höhe der 
Differenz zwischen den benötigten und den tatsäch­
lich insgesamt eingezahlten Genossenschaftsanteilen 
erhalten.

(2) Die Tilgung des Kredites erfolgt in Höhe der 
fälligen Monatsraten, die für Genossenschaftsanteile 
einzuzahlen sind. Die Tilgung ist monatlich an die 
Sparkassen abzuführen.

(3) Wird der Kredit nicht fristgemäß zurückgezahlt, 
werden Zinsen in Höhe von 4% jährlich auf den über­
fälligen Betrag für die Dauer des Verzuges berechnet.

§ 15

(1) AWG, die gemäß § 1 Abs. 2 der Verordnung 
Wohnungen zur Gewinnung von Arbeitskräften bauen, 
können für die fehlenden Eigenmittel einen zinslosen 
Kredit erhalten.


